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Stark steigende Asylzahlen im Tessin
Die Südgrenze wird in den letzten Wochen vor allem von Migranten aus Eritrea angesteuert

Von Dominik Feusi, Bern

An der Südgrenze nimmt die Zahl der
Asylbewerber stark zu. Gemäss den pro­
visorischen Wochenzahlen des Grenz­
wachtkorps sind allein in der letzten
Woche 874 Asyl bewerber an der Grenze
zu Italien aufgegriffen worden. Das sind 
zwölfmal mehr als noch Anfang April
(siehe Grafik). Die grosse Mehrheit der 
Personen stammt in den letzten fünf 
Wochen aus Eritrea – vergangene Woche 
waren es allein 296, gefolgt von Äthio­
pien (118), Gambia (77), Somalia (76)
und Nigeria (30). Die Zahl der Weg­
weisungen und Rücküberstellungen hat 
sich zwar auch erhöht, bleibt aber mit 89 
relativ unbedeutend.

Wie ausserordentlich stark das
Tessin von der Flüchtlingsbewegung
betroffen ist, zeigt sich, wenn man die
Zahlen mit jenen aus den anderen 
Grenz abschnitten vergleicht. Im Tes­
sin stellen dreimal mehr Personen
einen Asylantrag als in allen anderen 
Grenzregionen zusammen. An der
ebenfalls exponierten Ost­Grenze tra­
fen letzte Woche nur gerade 35 Asylbe­
werber ein. Die Route von der Türkei 
über Griechenland über den Balkan
nach Österreich führt erfahrungsge­
mäss eher nach Deutschland. Von 
allen Migranten auf dieser Route stel­
len gemäss Angaben des Staatssekre­
tariates für Migration (SEM) nur ein 
bis zwei Prozent einen Antrag in der
Schweiz. Von der Südroute, also von 
Italien her, sind es erfahrungsgemäss
8 bis 10 Prozent.

Dieser Anteil könnte steigen, vor
allem, weil Österreich an der Grenze am
Brenner Massnahmen vorbereitet hat,
um die Flüchtlinge, die aus dem siche­
ren Land Italien kommen, abzuweisen.
Migranten im Grossraum Mailand dürf­
ten dann den Brenner meiden – und ver­
mehrt in die Schweiz kommen.

Eine Million in Libyen
Gleichzeitig dürfte auch die Zahl an

Menschen auf dieser Route im Vergleich
zum letzten Jahr zunehmen. Laut dem
UNO­Hochkommissariat für Flücht­
linge sind bis Mitte Juni bereits mehr als
50 000 Personen mit dem Boot über das
Mittelmeer angekommen. Frontex, die
Grenzbehörde der EU, rechnet für 2016
mit 300 000 Migranten auf der Süd­
route. In Libyen halten sich gemäss der
Internationalen Organisation für
Migration (IOM) bis zu einer Million
Migranten bereit, um nach Italien über­
zusetzen. Frontex­Direktor Klaus Rösler

sagte am Wochenende der deutschen
Bild, er gehe von 10 000 Ausreisen pro 
Woche aus Libyen aus. Diese Zahlen
widerspiegeln sich in der Entwicklung
an der Südgrenze. Gleichzeitig sind auf
der Balkan­Route über Griechenland
und Bulgarien viel weniger Menschen
unterwegs als vor einem Jahr. Gemäss
einem Bericht von Frontex von letzter
Woche ist für den Rückgang der Zahlen

auf dieser Route nicht so sehr das von
der deutschen Bundeskanzlerin Angela
Merkel eingefädelte Abkommen der EU
mit der Türkei verantwortlich, sondern
die Schliessung der Grenze zwischen
Griechenland und Mazedonien. «Als
nach dem 19. November die mazedoni­
schen Behörden striktere Auswahl­
Regeln für die Einreise aus Griechen­
land einführten, ging die Zahl der

ankommenden Personen in Griechen­
land aus der Türkei zurück», schreibt
Frontex in der Analyse.

Funktioniert hat also gemäss diesem 
Bericht genau jene Massnahme, die für
die in der Schweiz zuständige Bundes­
rätin Simonetta Sommaruga (SP) nicht
infrage kommt. Sommaruga wehrt sich 
gegen stärkere Kontrollen an der
Grenze, weil dies gar nicht machbar sei
und nichts bewirken würde.

Gobbi: «Migranten zurückweisen»
Im Tessin selber sieht man das 

anders. Der Tessiner Sicherheitsdirektor 
Norman Gobbi (Lega) bestätigt, dass sich 
die Situation wie nirgendwo sonst ver­
schärft hat. Es handle sich mehrheitlich 
um Personen aus Staaten, in denen kein
Krieg herrsche. «Es sind viele unbeglei­
tete Minderjährige auf der Suche nach 
Arbeit, wie mir scheint», sagt er auf
Anfrage. Die Schweiz solle den tatsäch­
lich aus einem Kriegsgebiet stammenden
Personen nur noch den Schutzstatus
gewähren, damit sie nach dem Konflikt
in der Heimat wieder zurückkehren
müssten.

«Wir müssen Migranten an der
Grenze zu Italien zurückweisen, denn sie
kommen aus einem sicheren Land», sagt
Gobbi. Italien müsse die Migranten end­
lich besser registrieren, wie es im
Dubliner­Abkommen vorgesehen sei. Das
sei nicht schwierig, weil sie ja alle von 
den Italienern im Mittelmeer gerettet
würden. Aber weder Italien noch die
Migranten hätten daran ein Interesse.
«Sie wollen weiter Richtung Norden, und
den Italienern ist das recht», sagt Gobbi.

«Wir machen nun schon seit Jahren
eine gute Miene zum bösen Spiel Itali­
ens und der EU, indem wir viele Migran­
ten aufnehmen, die gemäss den gelten­
den Verträgen eigentlich von Italien
registriert und deren Gesuch dort bear­
beitet werden müsste. Wir machen die
Arbeit Italiens und übernehmen auch 
noch die Kosten Italiens.» Im Gegenzug 
erhalte die Schweiz von der EU nicht ein
einziges Zugeständnis, um die Zuwan­
derung so zu steuern, wie es die Bevöl­
kerung verlange. Dies alles bei einem
Ausländeranteil an der Bevölkerung,
der jetzt schon höher sei als fast überall
in der EU.

Gobbi fordert von Bundesrätin Som­
maruga eine Kehrtwende in der Flücht­
lingspolitik: «Wir müssen die Grenze
besser kontrollieren und für das, was 
wir zusätzlich für die EU und Italien
machen, wollen wir Zugeständnisse bei
der Zuwanderung.» 

Nachrichten

«Kassensturz» betrieb 
Wahlbeeinflussung

Bern. Die Sendung «Kassensturz» des
SRF hat in einem Beitrag zur Konsu-
mentenfreundlichkeit der Parteien laut
Unabhängiger Beschwerdeinstanz für
Radio und Fernsehen (UBI) unzulässige
Wahlbeeinflussung betrieben. Die UBI 
hiess eine Beschwerde der Zürcher 
SVP-Nationalratsmitglieder Natalie
Rickli und Gregor Rutz gegen die 
Sendung gut. Der «Kassensturz»-Bei-
trag habe in einseitig negativer Weise 
auf die SVP fokussiert, die als «konsu-
mentenfeindlichste Partei» bezeichnet
 worden sei. Die im Vorfeld von Wahlen
geltenden erhöhten Sorgfaltspflichten 
seien nicht eingehalten worden. SDA

Appell für Aufnahme von 
50 000 Flüchtlingen 
Bern. 10 000 Personen haben einen 
nationalen Appell «für die rasche Auf-
nahme von 50 000 Flüchtlingen in der
Schweiz» unterzeichnet. Gestern sind
die Unterschriften dem Justiz- und
Polizeidepartement von Bundesrätin 
Simonetta Sommaruga übergeben
worden. Landesgrenzen dürften nicht 
töten, sagte Unia-Präsidentin Vania
Alleva vor rund 50 Personen auf dem
Berner Bundesplatz. Die sofortige Auf-
nahme von 50 000 gefährdeten Men-
schen bezeichnete sie als «Gebot der 
Menschlichkeit». SDA

Hälfte der Frauen sorgt
privat nicht fürs Alter vor
Zürich. Ein Drittel der Schweizer
Bevölkerung riskiert massive finanzielle
Einschnitte bei der Pensionierung. 
Besonders bei Frauen, Wenigverdie-
nenden und tieferen Bildungsschichten
besteht gemäss einer Studie die 
Gefahr von Versorgungslücken. Nur 
56 Prozent der Frauen nutzen neben
der gesetzlichen Vorsorge zusätzlich
die Säule 3a oder 3b, wie der Finanz-
dienstleister Moneypark gestern mit-
teilte. Bei den Männern sind es 66 Pro-
zent, wie die vom Forschungsinstitut 
GfK durchgeführte Umfrage ergab.
Neben mangelndem Wissen sei auch 
die geringe Liquidität schuld. SDA

Prämienschübe in den 
nächsten Jahren erwartet
Bern. In den nächsten Jahren dürften
die Krankenkassenprämien nach 
Einschätzung des Waadtländer 
Gesundheitsdirektors Pierre-Yves Mail-
lard jährlich um 4 bis 5 Prozent steigen. 
Auf diese Entwicklung weisen aus
Sicht des SP-Politikers alle Zeichen 
hin. Als Ursachen solcher Prämien-
schübe identifiziert er im Interview mit 
der Westschweizer Zeitung Le Temps
von gestern unter anderem die neue
 Spitalfinanzierung von 2012 sowie die 
vielen neu zugelassenen Ärzte nach 
der Aufhebung des Ärztestopps Ende
2011. SDA

Quecksilberbelastung in 
Visp ist ungefährlich
Visp. Die Quecksilberbelastung in der
Region Visp hat die Gesundheit der
Bevölkerung nicht messbar gefährdet.
Dies ist das Ergebnis einer Studie der
Universität Zürich, die die Walliser 
Regierung in Auftrag gegeben hatte. 
Die Forscher der Universität Zürich
untersuchten 171 Menschen im Raum 
Turtig und Visp, wo 2010 bei Vorarbei-
ten für die Autobahn im Boden Queck-
silberbelastungen gefunden worden 
waren. Die Quecksilberbelastung ist 
durch Lonza verursacht worden. SDA

Radiobeitrag verstösst 
gegen Sachlichkeitsgebot
Lausanne. Ein im «Regionaljournal 
Ostschweiz» von SRF 1 ausgestrahlter 
Beitrag zu einer Urteilsberatung des
Bundesgerichts im Fall des Tierschüt-
zers Erwin Kessler gegen Daniel Vasella
hat das Sachgerechtigkeitsgebot 
 verletzt. Dies hat das Bundesgericht 
entschieden und eine Beschwerde von 
Kessler und dem VgT gutgeheissen. Im
besagten Bericht sagte ein Journalist 
zur Begründung des Urteils aus, dass
die Mehrheit der Richter weder Kessler 
noch dessen Äusserungen ernst
genommen hätte. SDA

6,1 Millionen
für Opfer 
2015 ist ein Fünftel weniger
Opferhilfe ausbezahlt worden 

Neuenburg.  Im vergangenen Jahr sind 
insgesamt 6,1 Millionen Franken an
Opfer von Kriminaltaten ausbezahlt
worden. Die Summe der ausbezahlten
Leistungen war damit ein Fünftel tiefer
als im Vorjahr. Ausbezahlt wurden
1,3 Millionen Franken an Entschädi­
gungen und 4,8 Millionen Franken an
Genugtuungen, wie aus der gestern ver­
öffentlichten Opferhilfestatistik des
Bundesamtes für Statistik (BFS) hervor­
geht. Insgesamt waren 1397 Anträge auf
Entschädigungen, Vorschuss auf Ent­
schädigungen und Genugtuungen
gestellt worden. 51 Prozent davon wur­
den laut einem Bericht gutgeheissen. Im 
Jahr 2014 waren noch 1294 solche
Anträge gestellt worden.

Zugenommen haben auch die Bera­
tungen. Die Opferhilfezentren erfassten
im Berichtsjahr 33 783 Beratungsfälle.
In 49 Prozent der Fälle erlitten Opfer
eine Beeinträchtigung wegen Körper­
verletzung oder Tätlichkeit, wie es im
Bericht weiter heisst.

In fast drei Viertel der Beratungs­
fälle sind die Opfer weiblich gewesen.
Die Hälfte war zwischen 30 und
64 Jahre alt und ein Fünftel minderjäh­
rig. 51 Prozent der Opfer sind Schwei­
zerinnen oder Schweizer. In zwei Drit­
teln der Fälle wurde eine juristische
Beratung erbracht. Zum Schutz der
Opfer erfolgte in sechs Prozent der Fälle
eine Unterbringung. SDA

Helfen ja, Sex nein 
Homosexuelle sollen Blut spenden dürfen, aber erst nach einem sexfreien Jahr
Bern.  Die Dachorganisation Blutspende
SRK Schweiz will, dass Homosexuelle
künftig Blut spenden dürfen. Die
Dachorganisation will eine entspre­
chende Regelung bei der zuständigen
Aufsichtsbehörde Swissmedic beantra­
gen. Heute dürfen Männer wegen der
Gefahr einer Übertragung von Krank­
heiten kein Blut spenden, wenn sie nach 
1977 je Sex mit einem Mann gehabt
haben. Homosexuelle empfinden diese 
Regelung als diskriminierend. Blut­
spende SRK hält die Regelung für nicht
mehr zeitgemäss. 

Die Organisation will Schwule des­
halb künftig nicht mehr grundsätzlich 
vom Spenden von Blut und Blutstamm­
zellen ausschliessen. Bei der Zulassung
zum Blutspenden plant sie, in zwei
Stufen vorzugehen: Ab 2017 sollen
Schwule spenden dürfen, wenn sie seit
mindestens einem Jahr keinen Sex mit 
Männern gehabt haben.

Nur risikobasierte Kriterien
Mit der Lockerung würde die

Schweiz mit Staaten wie den USA,
Frankreich, den Niederlanden oder 
Grossbritannien gleichziehen. Doch:
«Diese Lösung befriedigt nicht wirklich»,
sagte Anita Tschaggelar, Mitglied der
Geschäftsleitung von Blutspende SRK
Schweiz, gestern in Bern. Blutspende 
SRK will deshalb künftig die Zulassung
zum Spenden von rein risikobasierten 
Kriterien abhängig machen und nicht
von der sexuellen Orientierung.

Die Tatsache an sich, dass ein Mann
Sex mit Männern gehabt hat, wäre dann
kein Ausschlussgrund mehr, wie Blut­
spende­SRK­Direktor Rudolf Schwabe
ausführte. «Die Überarbeitung der
Zulassungskriterien ist aber komplex»,
sagte er. Stimmen die zuständigen Auf­
sichtsbehörden zu, könne das Verfah­
ren frühestens 2018 geändert werden.

Gemäss dem Vorschlag von Blut­
spende SRK sollen alle Spendewilligen
zu ihrem sexuellen Verhalten befragt
werden. Ausschlüsse werde es zwar 
geben, aber meist nur noch temporär.

Obwohl Spenderblut auf über Blut 
übertragbare Krankheiten wie HIV oder
Hepatitis getestet wird, bleibt für Pati­
enten ein Restrisiko, bei einer Trans­
fusion angesteckt zu werden. Grund ist 
das diagnostische Fenster: In den Tests
lassen sich manche Krankheiten erst
mehrere Tage nach der Ansteckung im
Blut nachweisen. Diese diagnostischen
Fenster sind laut Blutspende SRK dank
moderner Tests zwar kleiner geworden,
aber es gibt sie nach wie vor: Bei HIV ist 
dieser Zeitraum bis zu sieben Tage lang.
Bei Hepatitis B sind es 20 Tage und bei 
Hepatitis C ungefähr fünf Tage. «Leider
ist vielen Leuten die Problematik nicht
bekannt», stellte Tschaggelar fest. Das
Blutspendeverbot für Männer, die mit
Männern Sex haben oder hatten, wurde
1985 im Zusammenhang mit dem
HI­Virus erlassen.

Unter Homosexuellen liegt die 
HIV­Prävalenz bei rund 10 Prozent, bei

Hetero sexuellen dagegen lediglich bei 
0,3 Prozent. Eine Studie aus Australien
hat indes gezeigt, dass die Zulassung
zum Blutspenden ein Jahr nach dem
letzten sexuellen Kontakt unter Män­
nern das Risiko von HIV­Übertragun­
gen nicht erhöht hat.

Für Blutstammzellspenden sollen
sich Homosexuelle schon ab morgen
Mittwoch registrieren können. Ab dann
gelten neue, risikobasierte Zulassungs­
kriterien. Spendewillige werden auf­
grund ihres Sexualverhaltens einer von 
vier Risikogruppen zugeordnet.

Pink Cross zufrieden
Nicht spenden dürfen nur Menschen

mit hohem Risiko. Gemeint sind Männer 
und Frauen, die innerhalb der vier
Monate vor der Spende mehr als drei
Sexualpartner oder ­partnerinnen hat­
ten oder die in den letzten zwölf Mona­
ten mehr als einmal bezahlten Sex hat­
ten. Die Zulassungskriterien für Blut­
stammzellspenden kann Blutspende
SRK selbst anpassen.

Pink Cross, der Schweizer Dachver­
band der Schwulen, begrüsst das Vorge­
hen von Blutspende SRK. Der Wechsel
vom pauschalen Ausschluss zur risiko­
basierten Analyse des Sexualverhaltens,
ungeachtet der sexuellen Orientierung,
werde seit Jahren gefordert, schrieb
Pink Cross. Swissmedic müsse nun
diese diskriminierende und unnötige 
Hürde für Männer, die mit Männern 
Sex hätten, abbauen. SDA
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Anzahl Asylgesuche

Von 69 auf 874.  Seit Ende Mai ist die Anzahl der Asylgesuche sprunghaft und 
massiv angestiegen.   Grafik BaZ/jcb

Viel Arbeit.  Migranten warten auf ihre Abfertigung in Chiasso.  Foto Keystone


